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ATOMWAFFENVERBOT

Japan und Atomwaffen
Geschichte eines ambivalenten Verhältnisses

I m August 1945 haben die USA 
Atombomben auf die Städte Hiro-
shima und Nagasaki abgeworfen. 
Damit ist Japan das einzige Land, 

in dem Atomwaffen bis jetzt zum Einsatz 
gekommen sind. Auch wenn die Bevölke-
rung Atomwaffen überwiegend ablehnt, 
bleibt das Verhältnis des Landes zu Atom-
waffen ambivalent. Diese Ambivalenz re-
sultiert aus den Sicherheitsdilemmata von 
Japans Nachkriegsgeschichte: Während 
im Land ab den 50er Jahren US-amerika-
nische Atomwaffen stationiert waren, wur-
den 1967 drei „Anti-Nuklearprinzipien“ 
bzw. Anti-Atomwaffen-Prinzipien etabliert.

Nachdem Japan 1945 durch die Alliierten 
besetzt worden war, erhielt es 1952 mit 
dem Friedensvertrag von San Francisco 
formell seine Souveränität zurück. Die 
Insel Okinawa und einige weitere, kleinere 
Inseln waren immer noch vollständig unter 
amerikanischer Besatzung und damit 
auch in Regierungsgewalt. Die Situation 
in Asien war weiterhin instabil und damit 
eine Herausforderung für das neu gegrün-
dete Japan. Beispiele sind der Koreakrieg 
und die Auseinandersetzung um Taiwan 
in den 1950er Jahren. In dieser Situation 
stützte sich die japanische Regierung auf 
die Sicherheitsgarantien der USA.

US-amerikanische Atomwaffen spiel-
ten durchgängig eine wichtige Rolle 

für die Sicherheitspolitik Japans. Schon 
1953 entsandten die USA ihren ersten 
atomwaffenfähigen Flugzeugträger, die 
USS Oriskany, nach Japan. Zusätzlich fing 
die Regierung Eisenhower an, Atomwaffen 

in Japan zu stationieren. Auf US-Stütz-
punkten auf der Hauptinsel wurden Be-
standteile von Atomwaffen gelagert. Von 
etwa 1954 an bis zur Rückgabe Okinawas 
an Japan 1972 wurden 18 verschiedene 
Typen einsatzbereiter Atomwaffen auf die 
Insel gebracht. Freigegebene US-Regie-
rungsdokumente belegen, dass dies zum 
Höhepunkt 1967 etwa 1.300 Waffen be-
traf.

Parallel dazu etablierte und verhärtete 
sich die Haltung der japanischen Bevöl-
kerung gegen Atomwaffen. 1952, erst 
sieben Jahre nach Hiroshima und Naga-
saki, erfuhr die Öffentlichkeit Details über 
Auswirkungen und Folgen der Atombom-
benabwürfe, nachdem die amerikanische 
Besatzungsbehörde GHQ ihre Zensur zu 
diesem Thema aufgehoben hatte. Ein wei-
terer Vorfall am 1. März 1954 trieb mehr 
Menschen in das anti-nukleare Lager. 
23 Fischer waren mit dem Kutter „Daigo 
Fukuryu Maru“ vor der Küste des Bikini-
Atolls unterwegs, während dort gleichzei-
tig der US-amerikanische Atomwaffentest 
„Bravo“ stattfand. Die Explosion war weit-
aus stärker als ursprünglich berechnet. 
Obwohl sie sich außerhalb der offiziell 
deklarierten Gefahrenzone befanden, er-
krankten die Mitglieder der Besatzung an 
schwerer Strahlenkrankheit – der Funker 
Aikichi Kuboyama, der schon vor dem 
Vorfall an Leberversagen gelitten hatte, 
verstarb sechs Monate später. 

Anschließend kam es zu einem Umbruch 
in der japanischen Politik. Lokale Regie-
rungen und beide Kammern des Parla-

ments setzten eine Resolution durch, die 
ein Verbot der militärischen Nutzung der 
Atomenergie beinhaltete. Zudem starteten 
Frauen im Tokioer Stadtteil Suginami eine 
Unterschriftenaktion, um die Welt über 
den japanischen Wunsch nach einem Ver-
bot von Atom- und Wasserstoffwaffen zu 
informieren. An dieser beteiligten sich in 
ganz Japan 32 Millionen Menschen, also 
mehr als ein Drittel der Bevölkerung.

Auch aufgrund dieses öffentlichen 
Drucks gaben die USA die Statio-

nierung von Atomwaffenteilen auf dem 
japanischen Festland auf. Die vermutete 
Stationierung von Atomwaffen auf japani-
schen Inseln beunruhigte die Regierung 
und machte es erforderlich, das Thema in 
die Verhandlungen um eine Rückgabe mit 
einzubeziehen. 1967 verkündete der da-
malige Premierminister Eisaku Sato in der 
Unterhauskammer die drei „Anti-Nuklear-
prinzipien“ Japans. Nach den Prinzipien 
verpflichtet sich Japan, 

(1) keine Atomwaffen zu besitzen,

(2) keine Atomwaffen herzustellen 

(3) und die Einfuhr von Atomwaffen 
nach Japan nicht zuzulassen.

1974 wurde Sato mit dem Friedensnobel-
preis ausgezeichnet, unter anderem für 
diese drei Prinzipien. In der japanischen 
Originalversion ist explizit klar, dass die 
Prinzipien auch für die noch zurückzuge-
benden Inseln gelten sollen. In der Bevölke-
rung erfuhren die Prinzipien Zustimmungs-



29

Jun Saito ist 
Rechtswissen-

schaftler und 
absolviert 

derzeit den 
Masterstudien-

gang Peace and 
Security Studies 

in Hamburg.

 F
ot

o:
 D

en
ni

s 
A

m
ith

 / 
C

C 
B

Y-
N

C 
2.

0

raten von über 70 Prozent. Gleichzeitig 
zweifelten die Menschen schon früh daran, 
dass die Regierung sie vollständig befolgen 
würde. Während die Einhaltung der ersten 
beiden Prinzipien bis heute unstrittig ist, 
steht die Einhaltung des dritten Prinzips in 
Frage. Das Problem dabei waren US-ame-
rikanische, potentiell atomar bewaffnete 
Kriegsschiffe in japanischen Häfen. Die 
japanische Regierung hatte explizit erklärt, 
dass eine „Einfuhr“ jede Durchfahrt durch 
japanische Territorien und Hoheitsgewäs-
ser einschließe. Daraus folge, dass mit 
Atomwaffen ausgestattete amerikanische 
Schiffe keine japanischen Häfen anlaufen 
konnten. 

Obwohl Schiffe der US-Marine regel-
mäßig japanische Häfen anliefen, 

war das Vertrauen in die erklärten Prinzi-
pien zunächst weitgehend intakt. Selbst 
als der ehemalige US-Offizier La Rocque 
im Ruhestand und der ehemaliger ame-
rikanischeBotschafter in Japan Reischau-
er erklärten (1974 und 1981), dass eine 
mündliche Vereinbarung atomwaffenfähi-
ge Schiffe in japanischen Häfen erlauben 
würde, wies die Regierung diese Anschul-
digungen zurück – mit folgender Argu-
mentation: Nach den zusätzlichen Aus-
führungen (Records of Discussion) zu den 
Sicherheitsabkommen hätten die USA grö-
ßere Änderungen an ihrer Ausrüstung in 
Japan in „Vorabberatungen“ besprechen 
müssen. Solche „Größeren Änderungen 
an der Ausrüstung“ beinhalten auch die 
Einfuhr von Atomwaffen. Da solche „Vor-
abberatungen“ nie stattgefunden hätten, 
seien alle japanischen Regierungen davon 

ausgegangen, dass keine Atomwaffen in 
Japan waren und die Anti-Nuklearprinzipi-
en eingehalten worden seien. 2009 wur-
den weitere Informationen bekannt. Nach 
Berichten eines Journalisten bestätigten 
vier pensionierte Vizeminister des Außen-
ministeriums die Existenz einer geheimen 
Sondervereinbarung. Ein Expertenaus-
schuss, der von einer neuen japanischen 
Regierung mit der Untersuchung der „ge-
heimen Abkommen“ beauftragt wurde, 
fand zwar keine Belege dafür, konnte aber 
die US-amerikanische Interpretation der 
Abkommen klären. Die oben erwähnten 
Records of Discussions enthielten eine 
weitere Klausel, die besagte, dass sich 
neue Regeln nicht auf die bereits prakti-
zierte Verfahrensweise auswirken würden. 
Der damalige Botschafter hatte dem japa-
nischen Außenminister angedeutet, dies 
gelte auch für das Einlaufen von Schiffen 
in Häfen. Da US-Schiffe japanische Häfen 
bereits mit Atomwaffen angelaufen hätten, 
ginge dies auch in Zukunft. Die USA hät-
ten keine Notwendigkeit für „Vorabbera-
tungen“ gesehen, und ihre Schiffe waren 
mutmaßlich weiterhin atomar bewaffnet. 
Zumindest konnte die ursprüngliche Logik 
der Regierung zur Atomwaffenfreiheit nicht 
mehr aufrechterhalten werden. Die Exper-
tenkommission kritisierte die vorherigen 
japanischen Regierungen, da sie nicht ver-
sucht hatten, die beiden unterschiedlichen 
Interpretationen zusammenzuführen.

Seit 1991 ist die Diskussion darüber, ob 
es in Japan Atomwaffen und/oder atom-
waffenfähige Schiffe gibt, hinfällig. Da-
mals hat US-Präsident George W. Bush 

durch die Presidential Nuclear Initiati-
ve den Einsatz aller nicht strategischen 
Atomwaffen auf Schiffen, U-Booten und 
landgestützten Marinefliegern eingestellt. 

Das Sicherheitsdilemma und die daraus 
entstehende Ambivalenz halten bis heute 
an. Im letzten Jahr erklärte der japani-
sche Premierminister Yoshihide Suga vor 
der UN-Generalversammlung: „Hiroshima 
und Nagasaki dürfen sich niemals wieder-
holen. Diesen festen Entschluss verinner-
lichend hält Japan an den drei Anti-Nu-
klearprinzipien fest und engagiert sich mit 
Nachdruck für die Verwirklichung einer 
Welt ohne Atomwaffen.“ 

Andererseits ist Yoshihide Suga erst im 
April 2021 mit US-Präsident Joe Biden 
vor die Kamera getreten, der erklärte, die 
USA würden Japans Verteidigung mit allen 
Mitteln unterstützen, „auch mit Atomwaf-
fen“. Gegen die unbeständige Realität der 
Region hält die japanische Regierung den 
„nuklearen Schirm“ der USA noch immer 
für notwendig und will derzeit dem Atom-
waffenverbotsvertrag nicht beitreten. Und 
das, obwohl viele Umfragen konsistent 
zeigen, dass sich fast 60 Prozent der Men-
schen für einen Beitritt aussprechen.
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